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Rheinkraftwerke - zwischen Stromversorgung und Umweltschutz? 
Das Studienkonsortium Rheinkraftwerke Schweiz-Liechtenstein informierte über den aktuellen Stand des Projektes-Baubeginn frühestens 1995 

(G. M.)  - Wenn die Verfahren mit der' 
Umweltverträglichkeit und der Baubewil­
ligung optimal verlaufen, so kann mit 
dem Bau der geplanten Rheinkraftwerke 
entlang der schweizerisch-liechtensteini­
schen Grenze frühestens 1995 begonnen 
werden. An einer Pressekonferenz infor­
mierten Vertreter des Studienkonsor­
tiums Rheinkraftwerke Schweiz-Liech­
tenstein über den Stand des Projektes. 
Derzeit wird an einem Umweltverträg­
lichkeitsbericht gearbeitet, dessen Kosten 
auf etwa 5 Millionen Franken geschätzt 
werden. Der Entwurf für einen Staatsver­
trag zwischen dem Fürstentum Liechten­
stein und der Schweiz liegt ebenfalls vor. 

Das Projekt Rheinkraftwerke Schweiz-
Liechtenstein wurde, wie der Vorsitzende 
des Vorstandes des Studienkonsortiums 
Heinz Büchel, an der Pressekonferenz 
am Mittwoch erklärte, vor rund zehn Jah­
ren in Angriff genommen. Inzwischen ist 
das Verfahren, das für die Erteilung der 
Konzession und der Baubewilligung not­
wendig ist, angelaufen. A m  geplanten 
Projekt, das fünf Staustufen entlang der 
schweizerisch-liechtensteinischen Grenze 
aufweist, sind keine nennenswerten Än­
derungen vorgenommen worden. 

Energiewirtschaftliche Situation 
Für das Fürstentum Liechtenstein er­

scheint das Projekt aus Gründen der 
Energieversorgung und der Versorgungs­
sicherheit, wie Heinz Büchel weiter aus­
führte, nach wie vor als wichtig. Derzeit 
werden in den Wintermonaten über  90 
Prozent der elektrischen Energie aus der 
Schweiz importiert, was nach seinen 
Worten «eine beinahe erschreckende 
Auslandabhängigkeit» darstellt. Die  ge­
samte Region Rheintal inklusive Liech­
tenstein kann nach den vorgestellten Be­
rechnungen den Strombedarf nur  etwa 
zur Hälfte abdecken, wobei zwischen 
Liechtenstein und der st. gallischen Nach­
barschaft erhebliche Unterschiede beste­
hen: Die errechnete Stromproduktion 
mit den fünf Staustufen in Höhe von 490 
Millionen kWh pro Jahr vermag den 
Stromverbrauch Liechtensteins (unter 
Auslassung saisonaler Schwankungen) 
abzudecken, wenn davon ausgegangen 
wird, dass unser Land die Hälfte der  pro­
duzierten Energie zugesprochen erhält. 

Die andere Hälfte vermag für den Kan­
ton St. Gallen lediglich einen Anteil von 
10 Prozent abzudecken, doch kann die 
Region Rheintal ihren Stromkonsum -
deren Eigenproduktion derzeit bei 20 
Prozent liegt - weitgehend befriedigen. 

Uno wird japanischer 
Ministerpräsident 

Tokio (AP) In Japan ist am Mittwoch 
die Entscheidung für Aussenminister 
Sousuke Uno als neuen Ministerpräsiden­
ten gefallen. Wie der stellvertretende Ge­
neralsekretär der  regierenden Liberalde­
mokratischen Partei, Ryutaro Hashimo­
to, mitteilte; erklärte sich der 66jährige 
Aussenminister, der  an einer Konferenz 
in Paris teilnimmt, nach anfänglichem 
Zögern zur Übernahme des Amtes so­
wohl eines Parteivorsitzenden als auch 
des Regierungschefs bereit. 
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Stromerzeugung - Umweltschutz 
A n  der Pressekonferenz, an der auch 

über das Konzessionsverfahren, die was­
serwirtschaftlichen Aspekte und die öko­
logischen Verhältnisse informiert wurde, 
vertrat Heinz Büchel als Vorsitzender des 
Konsortiums die Auffassung, dass die 
«Rheinkraftwerke eine energiewirtschaft­
liche Symbiose zwischen einer gesicher­
ten Stromversorgung und dem Umwelt­
schutzinder Region» darstellen könnten. 
Jedenfalls bieten nach seiner Ansicht die 
Rheinkraftwerke der Region «eine siche­
re, wirtschaftliche und umweltverträgli-
che Versorgung mit elektrischer Ener­
gie.» Wie Alex Streichenberg, Vorsitzen­
der der technischen Kommission des 
Konsortiums erklärte, haben die zahlrei­
chen Fragen und Förderungen bezüglich 
der Hochwassersicherheit eine gründliche 
Überarbeitung des Projektes ausgelöst, 
die sich in einer grösseren Dimensionie­
rung der Stauwehre, der Wehröffnungen 
und dem Aufbau der Dämme nieder­
schlugen. Auch wurde eine genauere Ko­
stenberechnung vorgenommen. Heute 
rechnet das Studienkonsortium mit Ge­
samtinvestitionen von 700 Millionen 
Franken, nachdem 1984 noch von einer 
Kostenschätzung von 500 Millionen Fran­
ken ausgegangen wurde. Trotz dieser Ko­
stensteigerung ist es nach Streichenberg 
möglich, «eine sichere und langfristig ge­
sehen wirtschaftliche Anlage zu er­
stellen». 

Umweltverträglichkeitsprüfung 
und Staatsvertrag 

Der  Entwurf für einen Staatsvertrag 
(Schweiz-Liechtenstein liegt vor, wie an 
der Pressekonferenz erklärt wurde, ob-

I m  Hotel z u m  Deutschen Rhein informierte gestern das Studienkonsortium Rheinkraft­
werke Schweiz-Liechtenstein über den Stand der Projektierungsarbeiten. Während 
dieser Zeit «demonstrierten» Vertreter der Liechtensteinischen Gesellschaft f ü r  Umwelt­
schutz (LGU) und der Vereinigung zum Schutze des Rheins (VSR) gegen das Projekt 
und wiesen mit einem Transparent au f  ihre Ablehnung hin. (Bild: Beat Schürte) 

wohl nach Auffassung des Konsortiums 
ein solcher Vertrag nicht notwendig ge­
wesen wäre. Das gesamte Bewilligungs­
verfahren wird durch dieses Vorgehen 
komplizierter, in  dessen Rahmen auch 
die inzwischen eingelangten Einsprachen 
(310 aus dem Kanton St. Gallen und 26 
aus Liechtenstein) behandelt werden 
müssen. Das zur Anwendung gelangende 
Verfahren über die Umweltverträglich­
keit orientiert sich an den Bestimmungen 
des Umweltschutzgesetzes von 1985 aus 
der Schweiz, da die Gesetzgebung Liech­

tensteins kein Umweltverträglichkeits­
verfahren vorsieht. Wasserkraftwerke 
von der Dimension der Rheinkraftwerke 
bedürfen einer zweistufigen Umweltver­
träglichkeitsprüfung. Einmal wird sie ge­
nerell aufgrund des Konzessionsprojektes 
duchgeführt, in einer zweiten Phase nach 
Konzessionserteilung, aber vor der Bau­
ausführung. Der Zeitplan des Konsor­
tiums sieht vor, dass bis Ende 1990 das  
Umweltverträglichkeitsverfahren abge­
schlossen sein wird und mit der Projekt­
aufarbeitung begonnen werden kann. 

Wann ziehen die Liechtensteiner Banken nach? 
Hypozinsrunde der Schweizer Grossbanken ist komplett - Bauern kündigen höhere Preisforderurigen an 

Die zweite und die dritte Hypothekar­
zinserhöhung der Schweizer Grossban­
ken im laufenden Jahr hat sich am Mitt­
woch mit dem Nachziehen der Schweize­
rischen Kreditanstalt (SKA) vervollstän­
digt. Die drittgrösste Schweizer Bank 
ging insofern weiter als die anderen Insti­
tute, als sie sich vorbehielt, im Neuge­
schäft je  nach regionalen Verhältnissen 
sogar über den Zinssatz von 6,5 Prozent 
hinauszugehen. Unterdessen stellte der 
Bauernverband als Folge des Hypozin-
saufschlags höhere Preisforderungen in 
Aussicht. 

Die Liechtensteiner Banken hatten 
jüngst beschlossen, den Hypothekatzins-
satz per  1. Juli 1989 linear u m  einen hal­
ben Prozentpunkt zu erhöhen. Somit 
wird der Zinssatz für Ersthypotheken im 
allgemeinen Wohnungsbau von 4 auf 4'A 
Prozent angehoben. Nach der jüngsten 
Hypozinsrunde in der Schweiz werden 
ohne Zweifel auch die FL-Banken über 
eine mögliche weitere Anhebung der Hy­
pothekarzinsen zu beraten haben. Das  

Thema dürfte gestern auch an der Ban­
kenverbandssitzung zur Sprache gekom­
men sein. Bankfachleute schliessen nicht 
aus, dass die nächste Erhöhung der Hy­
pothekarzinsen bereits im Herbst erfol­
gen könnte, obwohl unsere Bankinstitute 
im allgemeinen darum bemüht sind, nicht 
so schnell nachzuziehen und die Entwick­
lungen erst genau abzuwarten und zu ver­
folgen. 
SKA schloss sich Grossbanken an 

Bei den bestehenden Hypotheken und 
den Spargeldern schloss sich die SKA den 
anderen drei Grossbanken an und be-
schloss, die Zinsen auf den 1. September 
um einen halben Prozentpunkt hinaufzu­
setzen. Auch die Kreditanstalt führte zur 
Begründung der Hypothekenverteuerung 
die hohen Refinanzierungskosten an. Die 
Zinssätze erreichten im kurzfristigen Be­
reich sieben bis acht und mehr Prozent. 

A m  Geldmarkt kam der Zinsauftrieb un­
terdessen zum Stillstand, was sich auch in 
einem im Vergleich zum Vortag stabilen waren 

Lombardsatz der Schweizerischen Natio­
nalbank (SNB) von 9,5 Prozent nieder­
schlug. 

SNB-Vizepräsident Hans Meyer sieht 
jedoch vorläufig keinen Anlass, die Zügel 
der Geldpolitik zu lockern. In einem 
Fernsehinterview vom Dienstag abend 
bekräftigte er, die hohen Zinsen müssten 
kurzfristig als Preis dafür bezahlt werden, 
dass sich die Konjunktur abkühle und die 
Teuerung mittelfristig sinke. Eine 
Schuldzuweisung an die Notenbank sei 
fehl am Platz. 

Ob die Rechnung der Nationalbank 
aufgeht, bleibt vorerst ungewiss. Der  
Hauseigentümerverband gab zwar am 
Mittwoch erneut seiner Bestürzung über 
den rasanten Zinsanstieg bei den Hypo­
theken Ausdruck, machte jedoch zu­
gleich darauf aufmerksam, dass die Miet­
zinserhöhungen kaum die vollen 14 Pro­
zent ausmachen dürften, wie sie laut 
Missbrauchsgesetzgebung möglich 

Bundesrat hält an 
Verkehrsabgaben fest 

Bern (AP) D e r  Bundesrat empfiehlt 
Volk und Parlament, die Volksinitiativen 
zur Abschaffung von Schwerverkehrsab­
gabe und Autobahnvignette ohne Gegen­
vorschlag abzulehnen. E r  hat am Mitt­
woch die Botschaft verabschiedet und sei­
ne Absicht bekräftigt, die Abgaben über 
das Jahr 1994 hinaus beizubehalten, aber 
zweckgebunden auszugestalten und im 
Fäll der  Schwerverkehrsabgabe leistungs­
abhängig zu erheben. Eine entsprechen­
de Vorlage soll in der  zweiten Jahreshälf­
te in die Vernehmlassung gehen, teilte 
das E V E D  mit. 

Strassenbenützungsabgaben seien 
sachlich gerechtfertigt, solange der priva­
te  Verkehr die von ihm verursachten Ko­
sten nicht decke. 

Schweiz: Tschernobyl-
Urteil gefällt 

Bern (AP) Mehr als drei Jahre nach 
der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl 
haben die Schweizer Gemüseproduzen­
ten in der  Entschädigungsfrage einen 
wichtigen Erfolg errungen. Die Eidge­
nossenschaft muss nach einem am Mitt­
woch einstimmig gefällten Urteil des Ber­
ner Obergerichts die Gemüseproduzen­
ten für die entstandenen Einkommens­
verluste entschädigen. Die Eidgenossen­
schaft hat nun 30 Tage Zeit, um den 
Entscheid vor Bundesgericht anzu­
fechten. 

Aufgrund des Entscheids in dem vom 
Verband Schweizerischer Gemüseprodu­
zenten (VSGP) und einer Gemüsefirma 
angestrengten Musterprozess könnten 
nun Entschädigungsforderungen von 
rund sechs Millionen Franken auf den 
Bund zukommen. 

KOMMENTAR 

Der neue Landtag - vorzeitig gewählt, 
vergrössert und mit einer Mehrzahl von 
neubestellten Abgeordneten - sucht seine 
Rolle. Diese Suche nach einem vielleicht 
neuen, vielleicht auch nur etwas anders 
gelagerten Rollenverständnis ist, wie die 
erste Arbeitssitzung a u f  eindrückliche 
Weise veranschaulichte, recht unterschied­
lich ausgefallen. A m  Fall «Untersuchungs­
kommission» lässt sich diese Unterschied­
lichkeit in der Zielrichtung wie auch in der 
Ausgestaltung bestens dokumentieren. 

Zwei Neulinge im Landtag, der FBP-Ab­
geordnete Dr. Ernst Walch und der VU-
Abgeordnete Oswald Kranz, haben sich 
mit dieser Thematik eingehend befasst und 
mit ihren Voten die unterschiedlichen Auf­
fassungen formuliert. Während Dr. Ernst 
Walch (FBP) den neuen Landtag auffor­
derte, insbesondere die VU-Fraktion, über 
den eigenen Schatten zu  springen, um end-

Gefälligkeit? 

lieh dieses leidige Thema hinter sich zu 
bringen, führte Oswald Kranz (VU) einen 
Feldzug gegen «ein organisiert gemeinsam 
angestimmtes juristisches Credo» und ge­
gen «spitzfindige Juristerei», der in der 
Aussage gipfelte, zur  Untermauerung der 
FBP-Rechtsmeinung liege auch ein «Ge.-
fälligkeitsgutachten» vor. 

Dem fundierten Antrag des FBP-Abge-
ordneten Walch, der dem belasteten Land­
tagspräsidenten sogar zubilligte, in den 
Ausstand z u  treten, stand damit die A b -
qualifizierung von Forschung und Lehre 
durch einen jungen Parlamentarier gegen­
über, der möglicherweise dieses Rechts­
gutachten des angesehenen Verfassungs­
rechtlers Schäffer gar nicht gelesen (oder 
nicht verstanden) hatte. Der Hauptzweck 
des forschen Auftritts, der Juristen eigent­
lich zu einer Korrektur veranlassen müss-
te, auch wenn sie nicht i m  Landtag vertre­
ten sind, dürfte allein die Absicht gewesen 
sein, dem bedrängten Landtagspräsiden­
ten, der mit seiner Rechtsauffassung im­
mer noch allein au f  weiter Flur steht, zur 
Gesichtswahrung zu  verhelfen. 

Er  hat offenbar die V U  auch in dieser 
Sache fest in der Hand, die nun seinen 
Pfaden zu folgen hat. Dass die Rolle, die 
bestehenden Hindernisse aus dem Weg z u  
räumen, gerade einem Neuling zugescho­
ben wurde, erstaunt nicht weiter, denn 
damit erhofft sich die V U  offensichtlich, 
den Schaden geringer z u  halten. Erstaun­
lich ist eher, dass in der V U  derzeit der. 
Schwanz mit dem H u n d  wedelt - alles 
spricht sich f ü r  eine Untersuchung des 
Falls «Staatsgerichtshof» aus, doch getanzt 
wird vorerst noch nach der Pfeife eines 
Einzelnen. (G. M. )  

Ost-Exporte der OECD 
angestiegen 

Wien (spk/dpa) Die Exporte der westli­
chen Industrieländer in den Ostblock sind 
im vergangenen Jahr zum ersten Mal seit 
1980 wieder gestiegen. Nach dem am 
Mittwoch veröffentlichten Monatsbericht 
des österreichischen Instituts für Wirt­
schaftsforschung (Wifo) stiegen die Ost­
exporte der  Industriestaaten 1988 real um 
7,5 Prozent. 

Zwischen 1980 und 1987 waren die Ost­
exporte real um 2 Prozent pro Jahr ge­
schrumpft. Die Importe des Westens aus 
dem Osten nahmen 1988 real um 7 Pro­
zent und damit etwa gleich stark zu wie 
1987, heisst es im jüngsten Wifo Monats­
bericht. 

Nach Angaben des Instituts wird der  
Ost-West-Handel weiterhin vor allem 
durch die internationalen wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen bestimmt. 

MASm 

«chmuck • u h r i n  • Juwelen 
Slädtfe 34 und  Rathausplatz 
9490 Vaduz/Liechtenstein 

i 


